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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Dem Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD und FDP — Drucksache 
8/3361 — wird zugestimmt. 

Bonn, den 25. Januar 1980 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Mattick 

Vorsitzender 

Baron von Wrangel Hoppe 

Berichterstatter 

Bericht der Abgeordneten Baron von Wrangel und Hoppe 

Der Antrag ist in der 186. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 15. November 1979 dem Ausschuß 
für innerdeutsche Beziehungen federführend zur 
Beratung überwiesen worden. 

Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 61. und 63. Sitzung am 29. No-
vember 1979 und am 23. Januar 1980 beraten. 

Die Vertreter der SPD beurteilten den Antrag als 
klar formuliert. Er enthalte nicht zuviel Lob für die 
Politik der Bundesregierung und mache deutlich, 
wie man Menschenrechte in der DDR mit einer 
entsprechenden Politik verwirklichen könne. 

Demgegenüber stellten der Fraktion der CDU/CSU 
angehörende Ausschußmitglieder fest, daß man 
zwar dem Absatz 1 ohne weiteres und dem Absatz 2 
mit einer energischeren Formulierung zustimmen 

könnte, daß aber die Absätze 3 bis 6 Zustimmung 
und Lob für die Politik der Bundesregierung ent-
hielten, die nicht berechtigt seien. 

Aus der Fraktion der FDP wurde bedauert, daß die 
Bemühungen um die Formulierung einer gemein-
samen Politik bisher nicht gelungen sei, obwohl die 
gegenwärtige Situation eine solche Politik gebiete. 
Insbesondere wurde beklagt, daß der vorliegende 
Antrag nicht zu einem Versuch in dieser Richtung 
benutzt wurde. Dem wurde von den Sprechern der 
Fraktion der CDU/CSU entgegengehalten, daß Vor-
aussetzung dafür der Versuch sei, gemeinsam zu 
Formulierungen zu gelangen. Ein solcher Versuch 
habe gegenwärtig keine Aussicht auf Erfolg. 

Der Ausschuß sprach sich mit Mehrheit dafür aus, 
dem Deutschen Bundestag die Annahme des An-
trags zu empfehlen. 

Bonn, den 25. Januar 1980 

Baron von Wrangel Hoppe 

Berichterstatter 


